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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Satzung über Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Fahrtkostenvergütung  

und Erstattung von Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamte  
und andere ehrenamtlich tätige Mitglieder von Ausschüssen und Beiräten  

des Kreistages des Landkreises Aurich vom  
13. Dezember 2016. 

 
Aufgrund § 55 Nds. Kommunalverfassungsgesetz hat der Kreistag des Landkreises Aurich in seiner 
Sitzung am 13. Dezember 2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgeld 

für Kreistagsabgeordnete 
 

(1) Die Kreistagsabgeordneten erhalten eine Aufwandsentschädigung von monatlich 160 €. 
 
(2) Daneben erhalten die Kreistagsabgeordneten für die Teilnahme an den Sitzungen des Kreista-

ges, des Kreisausschusses, der Kreistagsausschüsse, der Fraktionen und der Ausschüsse, die auf 
Grund besonderer Rechtsvorschriften gebildet wurden, ein Sitzungsgeld von 40 € je Sitzung.  
 

(3) Muss der Abgeordnete aus Anlass der Sitzung außerhalb seines Wohnortes übernachten, erhält 
er ein Übernachtungsgeld nach dem Bundesreisekostengesetz. Die Anzahl der Fraktionssitzun-
gen, für die eine Aufwandsentschädigung gezahlt wird, ist auf höchstens 20 Sitzungen jährlich 
begrenzt. 

 
(4) Für sonstige Sitzungen und Besprechungen, die auf Beschluss des Kreistages oder des Kreisaus-

schusses durchgeführt werden, gelten die Absätze 2 und 3, sowie die §§ 3 bis 5 entsprechend, 
soweit von anderer Seite hierfür keine Entschädigung gezahlt wird. Gleiches gilt für die Teil-
nahme an Sitzungen von Gremien, wie Gesellschafterversammlungen, Mitgliederversammlun-
gen, Aufsichtsräten, Beiräten und Vorständen von Kapitalgesellschaften, Vereinen, Stiftungen 
und Genossenschaften, in welche die Kreistagsabgeordneten vom Kreistag gewählt bzw. ent-
sandt wurden.  

 
(5) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme der 

Fahrtkosten nach § 4 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die Reisekosten in § 5 
dieser Satzung.  

 
§ 2 

Besondere Aufwandsentschädigung 
 

(1) Neben der Entschädigung nach § 1 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Auf-
wandsentschädigungen gezahlt. 

 
1. an die stellv. Landräte  450 € 
2. an die Fraktionsvorsitzenden  
 ein Sockelbetrag je Fraktion  150 € 
 zusätzlich pro Fraktionsmitglied 12 € 
3. Vorsitzender(r) des Kreistages  50 € 
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(2) Die vorstehenden Aufwandsentschädigungen können jedoch nicht nebeneinander gewährt 
werden. Vereinigt ein Kreistagsabgeordneter mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf 
sich so erhält er von den zusätzlichen Aufwandsentschädigungen jeweils nur die Höchste.  

 
§ 3 

Verdienstausfall 
 

(1) Die Kreistagsabgeordneten haben Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalles, 
wenn dieser durch die Wahrnehmung ihres Mandats entsteht. Hierzu zählt die Teilnahme an 
Sitzungen in den Fällen des § 1 Abs. 2 und 4. Personen, die keinen Anspruch auf Verdienstaus-
fall geltend machen können, denen aber im Bereich der Haushaltsführung oder im beruflichen 
Bereich ein besonderer Nachteil entsteht, können einen angemessenen Pauschalstundensatz 
als Ausgleich erhalten. 

 
(2) Den unselbständig tätigen Kreistagsabgeordneten wird auf Antrag der nachgewiesene Ver-

dienstausfall erstattet, und zwar bis zum Höchstbetrag von 20 € je Stunde. Auf Wunsch des 
Kreistagsabgeordneten können dem Arbeitgeber das für die Dauer der Sitzungen weiter ge-
währte Arbeitsentgelt und die darauf entfallenden Abgaben und Sozialversicherungsbeiträge 
bis zum Höchstbetrag nach Abs. 2 erstattet werden. Die Anforderung des Erstattungsbetrages 
muss jedoch durch den Arbeitgeber schriftlich erfolgen.  

 
(3) Selbstständig tätigen Kreistagsabgeordneten wird eine Verdienstausfallpauschale in Höhe von 

9 € je Stunde gewährt.  
 
(4) Kreistagsabgeordnete, die („hauptberuflich“) einen Haushalt führen, haben einen Anspruch auf 

Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 9 €, wenn der Haushalt zwei oder mehr Per-
sonen umfasst, zu denen mindestens ein Kind unter 14 Jahren gehört oder wenn im Haushalt 
eine anerkannt pflegebedürftige Person betreut wird. 

 
(5) Kinderbetreuungskosten oder Betreuungskosten für eine anerkannt pflegebedürftige Person 

werden auf Nachweis erstattet, sofern eine Betreuung nicht durch Familienangehörige gewähr-
leistet werden kann. Eine Erstattung nach Abs. 4 kann in diesen Fällen nicht geltend gemacht 
werden. 

 
(6) Besondere Nachteile im beruflichen Bereich werden auf Nachweis erstattet, wenn aus drin-

genden Gründen eine Hilfskraft, die nicht der Familie angehört, in Anspruch genommen wird. 
Eine Erstattung nach Abs. 3 kann in diesen Fällen nicht geltend gemacht werden. 

 
§ 4  

Fahrtkosten 
 

Die Kreistagsabgeordneten erhalten Ersatz der Kosten für Fahrten vom Wohnort zum  
Sitzungsort und zurück.  
 
1. Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel bis zu den Kosten der zweiten Klasse. 
2. Bei Benutzung des eigenen Pkw eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 je km. 

 
§ 5 

Reisekostenvergütung 
 

(1) Für Dienstreisen außerhalb des Kreisgebietes werden Reisekosten nach den für den Landrat 
geltenden Sätzen des Bundesreisekostengesetz gewährt. Für die Fahrtkostenerstattung oder 
die Wegstreckenentschädigung gilt § 4 dieser Satzung entsprechend. 
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(2) Die Genehmigung von Dienstreisen erteilt der Kreistag oder der Kreisausschuss; für Dienstrei-
sen des Landrates ist keine Genehmigung erforderlich.  

 
§ 6 

Sitzungsgeld, Fahrtkosten und Reisekostenvergütung für nicht dem Kreistag angehörende Mitglie-
der in Kollegialorganen 

 
(1) Für nicht dem Kreistag angehörende Mitglieder in Ausschüssen des Kreistages gelten  

§ 1 Abs. 2, sowie die §§ 4 und 5 entsprechend. 
 
(2) Nicht dem Kreistag angehörende Mitglieder, die vom Kreistag in die in § 1 Abs. 4 S. 2 genann-

ten Gremien gewählt bzw. entsandt wurden, haben auf Antrag einen Anspruch auf Erstattung 
der Fahrtkosten nach Maßgabe des § 4, sofern von anderer Seite keine Entschädigung gezahlt 
wird. Die §§ 1, 3 und 5 finden keine Anwendung. 

 
§ 7 

Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamte 
und sonstige ehrenamtlich Tätige 

 
(1) Für Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich Tätige werden die monatlichen Aufwandsent-

schädigungen wie folgt festgesetzt: 
 

1. Kreisjägermeister 255 € 
2. Besondere Vertreter des Kreisjägermeisters 170 € 
3. Kreisnaturschutzbeauftragter 170 € 
4. Kreisbildstellenleiter 170 € 
5. Ausländerbeauftragter 115 € 
6. Bienenwanderwart 85 € 

 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind auch die Auslagen und der Verdienstausfall der Ehren-

beamten und sonstigen ehrenamtlichen Tätigen abgegolten. 
 

§ 8 
Allgemeine Bestimmungen 

 
(1) Die monatlichen Aufwandentschädigungen werden unabhängig vom Beginn und Ende der Tä-

tigkeit für einen Kalendermonat gezahlt.  
 
(2) Der Anspruch eines Kreistagsabgeordneten auf Aufwandsentschädigung entfällt bei Sitzverlust, 

Ruhen der Mitgliedschaft im Kreistag und für die Dauer des Ausschlusses. 
 
(3) Die Aufwandsentschädigung ermäßigt sich auf die Hälfte, wenn die Tätigkeit ununterbrochen 

länger als 3 Monate nicht ausgeübt wird. Als Tätigkeit gilt nicht die Durchführung von Frakti-
onssitzungen. Der Erholungsurlaub bleibt außer Betracht. 

 
(4) Nimmt ein Vertreter eine Funktion ununterbrochen länger als 3 Monate wahr, erhält er für die 

darüber hinausgehende Zeit 75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenden. Eine nach 
dieser Satzung an den Vertreter zu zahlende Aufwandsentschädigung ist anzurechnen.  
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(5) Für die Tätigkeit als Vertreter/in des Landkreises Aurich in Gremien, wie Gesellschafter-, Mitglie-
derversammlungen, Aufsichtsräten, Beiräten und Vorständen von Kapitalgesellschaften, Verei-
nen, Stiftungen und Genossenschaften werden 

 
a) Geleistete Zahlungen im Sinne von § 1 Abs. 2 
b) Verdienstausfall im Sinne von § 3 
c) Fahrtkostenersatz im Sinne von § 4 

 
als angemessen angesehen. Sofern darüber hinaus Zahlungen geleistet werden, tritt eine Ablie-
ferungspflicht an den Landkreis Aurich ein. 
 

§ 9 
Fälligkeit 

 
(1) Die Aufwandsentschädigungen werden monatlich im Voraus gezahlt. 
 
(2) Die übrigen Entschädigungen werden grundsätzlich nachträglich zum Vierteljahresabschluss 

gezahlt. Auf Antrag können Abschlagszahlungen gewährt werden. 
 

§ 10 
Sonderregelungen 

 
Diese Satzung findet auf die Ausschussmitglieder keine Anwendung, die auf Grund ihrer hauptberuf-
lichen Stellung an den Sitzungen teilnehmen.  

 
§ 11 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt rückwirkend am 1. November 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Fahrtkostenvergütung und Erstattung von Verdienstaus-
fall für Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamte und andere ehrenamtlich tätige Mitglieder von Aus-
schüssen und Beiträgen des Kreistages des Landkreises Aurich vom 16. November 2016 außer Kraft. 
 
Aurich, 13. Dezember 2016 
 
Landkreis Aurich 
 
Weber 
Landrat 
 

 
11. Änderungssatzung zur Satzung 

über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Landkreis Aurich  
(Abfallgebührensatzung) 

 
Gem. §§ 10, 11, 13 und 58 Abs. 1 Ziffer 5 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 26.10.2016 (Nds. 
GVBl. S. 226), sowie §§ 11 und 12 des Niedersächsischen Abfallgesetzes in der Fassung vom 
14.07.2003 (Nds. GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31.10.2013 (Nds. 
GVBl. S. 254) und § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 
23.01.2007 (Nds. GVBl. S 41), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 17.09.2015 (Nds. GVBl. 
S. 186) hat der Kreistag des Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 13.12.2016 folgende Änderung 
der Abfallgebührensatzung des Landkreises Aurich beschlossen: 
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§ 1 
 
§ 7 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Die Gebühr für die Abholung des Sperrmülls sowie der Elektro- und Elektronikaltgeräte bis 5 m³ 
beträgt 
 
bei normaler Abholung 65,00 €, 
bei Expressabholung (innerhalb einer Woche) 130,00 €. 
 

§ 2 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
Aurich, den 13.12.2016 
 
Landkreis Aurich 
 
Weber 
Landrat  
 

 
Neubau eines Radweges an der K 148 von km 0,010 bis km 0,365 in Wilhelmsfehn 

im Landkreis Aurich 
 
Der Landkreises Aurich plant den Bau eines Radweges an der K 148 von km 0,010 bis km 0,365 in 
Wilhelmsfehn in den Gemarkungen Wiesmoor und Friedeburger Wiesmoor Nord in der Stadt 
Wiesmoor im Landkreis Aurich. 
 
Gem. § 3 Abs. 1 und § 5 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (NUVPG) in der Fassung vom 30.04.2007 (Nds. GVBl. Nr. 13/2007 S. 179), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. Nr. 6/2010 S. 122), i. V. m. Ziffer 5 der Anlage 1 zum 
NUVPG ist für das Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen. Die Prüfung hat 
ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben kann. Gemäß § 6 S. 2 NUVPG wird 
diese Feststellung hiermit bekannt gegeben. Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig 
anfechtbar. 
 
Aurich, 06.12.2016 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Weber 
 

 
Bekanntmachung über das Unterbleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Bekanntmachung nach dem Nds. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG); Antrag-
steller: Torfbrand-Klinkerwerk J.B. Kaufmann GmbH,  Ziegeleistr. 8, 26556 Westerholt-Nenndorf 
 
Die J.B. Kaufmann GmbH beantragt die Genehmigung für den Abbau von Ton auf dem Flurstück 45 
der Flur 7 der Gemarkung Middels-Westerloog zur Größe von 2,2716 Hektar (ha). 
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Der Landkreis Aurich hat nach der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 5 NUVPG 
festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das bean-
tragte Vorhaben nicht besteht. Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 6 NUVPG bekannt gemacht. 
Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Aurich, den 12.12.2016 
 
Landkreis Aurich  
 
Der Landrat 
 

 
Satzung der Stadt Norden über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

(Erschließungsbeitragssatzung – EBS –) 
 
Der Rat der Stadt Norden hat aufgrund § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434) in Verbindung mit § 132 und § 133 Absatz 3 
Satz 5 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), am 
06. Dezember 2016 folgende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung von Erschließungsbeitrages 

 
Die Stadt erhebt zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands für die erstmalige Herstel-
lung von Erschließungsanlagen Erschließungsbeiträge nach Maßgabe der §§ 127 ff. des Baugesetzbu-
ches (BauGB) und dieser Satzung. 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
 

1. die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in 
 
 bis zu einer Breite von 
 
 a) Wochenendhaus- und Kleingartengebieten 7,0 m 
 
 b) Kleinsiedlungsgebieten 10,0 m 
  bei einseitiger Bebaubarkeit 8,0 m 
 
 c) Wohngebieten, Dorf-, Misch-, Ferienhaus und Campingplatzgebieten 24,0 m 
  bei einseitiger Bebaubarkeit 18,0 m 
 
 d) Kern-, Gewerbe-, Industrie- und sonstigen Sondergebieten 30,0 m 
 
 2. die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahr  
  baren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite  
  von 6 m, 
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 3. die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammel- 
  straßen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 bis zu einer Breite von 27 m, 
 
 4. Parkflächen und Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) 
 
 a) soweit sie Bestandteil der in Nummer 1 bis Nummer 3 genannten Verkehrsanlagen sind  
  (unselbständige Parkflächen und Grünanlagen), bis zu einer weiteren Breite von jeweils 5 m, 
 
 b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nummer 1 bis Nummer 3 genannten Verkehrsanlagen, aber  
  nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig  
  sind (selbständige Parkflächen und Grünanlagen), jeweils bis zu 15 vom Hundert aller im Ab- 
  rechnungsgebiet (§ 6) liegenden Grundstücksflächen 
 
 5. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des  
  Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) bis zu dem in einer ergänzenden  
  Satzung gemäß § 12 zu regelnden Umfang. 
 
(2) Werden durch eine Erschließungsanlage im Sinne von Absatz 1 Nummer 1 unterschiedliche Bau-

gebiete erschlossen, gilt die größte Breite. Endet sie als Sackgasse, vergrößern sich für den Be-
reich der Wendeanlage die in Absatz 1 genannten Breiten um 50 vom Hundert, mindestens aber 
um 10 m. Entsprechendes gilt für den Bereich der Einmündung in andere oder der Kreuzung mit 
anderen Anlagen. 

 
(3) Die in Absatz 1 Nummern 1 und 3 genannten Breiten umfassen Fahr- und Standspuren, Rad- und 

Gehwege, Schrammborde und Sicherheitsstreifen, nicht aber unselbständige Parkflächen und 
Grünanlagen; die in Absatz 1 Nummer 2 genannte Breite umfasst nicht unselbständige Grünan-
lagen. Die Breiten sind Durchschnittsbreiten und umfassen nicht die zu den Erschließungsanla-
gen gehörenden und zu ihrer Herstellung notwendigen Böschungen und Stützmauern sowie die 
Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der Breite ihrer an-
schließenden freien Strecken. 

 
§ 3 

Umfang des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 
(1) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören insbesondere die Kosten für 

 
a) den Erwerb der Grundflächen für Erschließungsanlagen, 

 
b) die Freilegung der Grundflächen für Erschließungsanlagen, 

 
c) die erstmalige Herstellung des Straßen- oder Wegekörpers einschließlich des Unterbaus, der 

Befestigung der Oberfläche sowie notwendige Erhöhungen oder Vertiefungen, 
 

d) die Herstellung der 
 

aa) Rinnen und Randsteine, 
 

bb) Gehwege,  
 

cc) Radwege, 
 

dd) kombinierten Geh- und Radwege, 
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ee) Mischflächen (§ 10 Satz 2), 
 

ff) Seiten-, Trenn-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
 

gg) Beleuchtungseinrichtungen, 
 

hh) Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen, 
 

ii) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
 

e) den Anschluss an andere Erschließungsanlagen, 
 

f) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen, 
 

g) die Herstellung der Parkflächen, 
 

h) die Herstellung der Grünanlagen, 
 

i) die Herstellung  der Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen im Sinne des Bundes- Immissionsschutzgesetzes, 

 
j) die Fremdfinanzierung, 

 
k) die Herstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wegen Eingriffs beitragsfähiger Maß-

nahmen in Natur und Landschaft, 
 

l) die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 
 
(2) Der Erschließungsaufwand umfasst auch  
 

a) den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der 
Bereitstellung, im Fall einer erschließungsbeitragspflichten Zuteilung im Sinne des § 57 Satz 4 
BauGB und des § 58 Absatz 1 Satz 1 BauGB auch den Wert nach § 68 Absazt 1 Nummer 4 
BauGB, 

 
b) die Kosten, die für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Staats- oder 

Kreisstraße entstehen, die über die Breite der anschließenden freien Strecken hinausgehen. 
 

§ 4 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands 

 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2 und § 3) wird nach den tatsächlich entstandenen 

Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. 

Die Stadt kann abweichend davon den beitragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Ab-
schnitte einer Erschließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der 
Grundstücke eine Einheit bilden, ermitteln. 

 
§ 5 

Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die Stadt 10 vom Hundert. 
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§ 6 
Abrechnungsgebiet 

 
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet (be-
rücksichtigungspflichtige Grundstücke). Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder werden 
die eine Erschließungseinheit bildenden Erschließungsanlagen gemeinsam abgerechnet, so bilden die 
von diesem Abschnitt oder diesen Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke das Abrech-
nungsgebiet. In Fällen der Eigentümeridentität von Anlieger- und Hinterliegergrundstück zählen ge-
fangene Hinterliegergrundstücke in der Regel zu den erschlossenen Grundstücken, nicht gefangene 
Hinterliegergrundstücke dagegen in der Regel nicht; gefangen ist ein Hinterliegergrundstück, wenn es 
ausschließlich über das Anliegergrundstück eine Verbindung zum städtischen Verkehrsnetz hat. 
 

§ 7 
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands 

 
(1) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der Gemeinde (§ 5) 

auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes (§ 6) verteilt. Die Verteilung des Aufwands auf 
diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der 
Vervielfachung der Grundstücksfläche mit den nach § 8 maßgeblichen Nutzungsfaktoren erge-
ben. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich die gesamte Fläche des Buchgrundstücks. Abweichend 

davon gilt als Grundstücksfläche 
 

1. bei Grundstücken, die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder einer Satzung 
nach § 34 Absatz 4 BauGB und mit der Restfläche im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die 
Teilfläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans oder der Satzung nach § 34 Absatz 4 
BauGB, 

 
2. bei Grundstücken, die nicht unter Absatz 3 fallen, für die weder ein Bebauungsplan noch eine 

Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGBbesteht und die teilweise innerhalb des unbeplanten In-
nenbereichs (§ 34 BauGB) und mit der Restfläche im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die 
Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 
50 m dazu verläuft, 

 
3. bei Grundstücken, die über die sich nach Nummer 1 und Nummer 2 ergebenden Grenzen 

hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsanlage 
und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung 
oder gewerblichen Nutzung entspricht. 

 
(3) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder einer Satzung nach § 34 

Abs. 4 Nummern 2 und 3 BauGB nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer 
Weise nutzbar sind (z. B. als Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder 
innerhalb des unbeplanten Innenbereichs (§ 34 BauGB) so genutzt werden, gilt als Grundstücks-
fläche die gesamte Fläche des Buchgrundstücks. 
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§ 8 
Nutzungsfaktoren 

 
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die baulich 

oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Dabei gelten als 
Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Be-
steht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss, so werden 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollge-
schoss gerechnet. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. 

 
(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss 

um 0,25. 
 
(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt jeweils bezogen auf die in § 7 Absatz 2 bestimmten Flächen 
 

1. bei Grundstücken, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder ei-
ner Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummern 2 und 3 liegen, 

 
a) die festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 

 
b) für die statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, in 

Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von § 11 Absatz 3 BauNVO und 
in allen anderen Baugebieten die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei 
bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufge-
rundet wird; 

 
c) für die weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern 

nur eine Baumassenzahl, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei bei 
einer Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und bei einer Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen auf-
gerundet wird; 

 
d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgarage errichtet werden dürfen, die Zahl 

von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene; 
 

e) für die gewerbliche Nutzung ohne Bebauung oder mit einer untergeordneten baulichen 
Nutzungsmöglichkeit festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss; 

 
f) für die industrielle Nutzung ohne Bebauung oder mit einer untergeordneten baulichen 

Nutzungsmöglichkeit festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen; 
 

g) für die weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen oder die 
Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte 
oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach Buchst.a bis c; 

 
2. bei Grundstücken, auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nummer 1 Buchst. a bzw. 

Buchst. d bis g oder die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nummer 
1 Buchs. b bzw. Buchst. c überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollge-
schosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berech-
nungswerte nach Nummer 1 Buchst. b bzw. Buchst. c; 
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3. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und eine Satzung nach § 34 Absatz 4 
BauGB keine Festsetzungen der in Nummer 1 bezeichneten Art enthält, die aber ganz oder 
teilweise innerhalb des unbeplanten Innenbereichs (§ 34 Abs. 1 BauGB) liegen, wenn sie 

 
a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollge-

schosse. 
 
(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht 

mit 
 

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch 
Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebiets (§ 3, § 4 und § 4a BauNVO), Dorfgebiets (§ 5 
BauNVO), Mischgebiets (§ 6 BauNVO) oder Sondergebiets im Sinne von § 10 BauNVO oder 
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebiets zu mehr als 
einem Drittel gewerblich oder in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird. Ob ein 
Grundstück in dieser Weise genutzt wird, bestimmt sich nach dem Verhältnis, in dem die 
Nutzungen der tatsächlichen Geschossflächen zueinander stehen; hat die gewerbliche Nut-
zung des Gebäudes nur untergeordnete Bedeutung und bezieht sie sich überwiegend auf die 
Grundstücksfläche (z. B. Fuhrunternehmen, Betriebe mit großenLagerflächen u.a.), ist anstel-
le der Geschossflächen von den Grundstücksflächen auszugehen; 

 
2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch 

Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebiets (§ 7 BauNVO), Gewerbegebiets (§ 8 BauNVO), 
Industriegebiets (§ 9 BauNVO) oder Sondergebiets im Sinne von § 11 BauNVO liegt. 

 
 Bei der Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands für selbständige Grünanlagen  
 (§ 127 Absatz 2 Nummer 4 BauGB) findet eine Erhöhung nach Satz 1 nicht statt. Im Fall von  
 Satz 1 Nummer 2 ist der Nutzungsfaktor stattdessen um 50 vom Hundert zu ermäßigen. 
 
(5) Bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur 

in vergleichbarer Weise nutzbar sind oder innerhalb des unbeplanten Innenbereichs so genutzt 
werden (§ 7 Abs. 3), beträgt der Nutzungsfaktor 0,5. 

 
§ 9 

Mehrfach erschlossene Grundstücke 
 
(1) Grundstücke, die durch mehrere, nicht zur gemeinsamen Aufwandsermittlung nach § 130 Abs. 2 

Satz 3 BauGB zusammengefasste beitragsfähige Erschließungsanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 
Nummer 1 BauGB erschlossen werden, sind zu jeder dieser Anlagen beitragspflichtig. 

 
(2) Sind solche Grundstücke nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes nur für Wohnzwecke 

bestimmt oder werden sie außerhalb von Bebauungsplangebieten nur für Wohnzwecke genutzt, 
so wird die zu berücksichtigende Nutzfläche (§ 7 Abs. 1 Satz 2) zu Lasten der übrigen Beitrags-
pflichtigen bei jeder der beitragsfähigen Erschließungsanlagen nur zu zwei Dritteln in Ansatz ge-
bracht. 
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(3) Die vorstehende Ermäßigungsregelung gilt nicht, wenn 
 

1. für das Grundstück § 8 Absatz 4 Satz 1 anzuwenden ist; 
 

2. Erschließungsbeiträge für die weitere Erschließungsanlage im Sinne von § 127 Absatz 2 
Nummer 1 BauGB nach geltendem Recht nicht erhoben worden sind und nicht erhoben wer-
den. 

 
(4) Werden Grundstücke durch öffentliche, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraft-

fahrzeugen nicht befahrbare Verkehrs- Anlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB) oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach erschlossen, so wird die zu 
berücksichtigende Nutzfläche (§ 7 Abs. 1 Satz 2) bei der Abrechnung jeder dieser Erschließungs-
anlagen nur zu zwei Dritteln in Ansatz gebracht. 

 
§ 10 

Kostenspaltung 
 
Der Erschließungsbeitrag kann für 
 
1. den Grunderwerb, 7. die unselbständigen Parkflächen, 
 
2. die Freilegung,  8. die unselbständigen Grünanlagen, 
 
3. die Fahrbahnen, 9. die Mischflächen, 
 
4. die Radwege zusammen oder einzeln, 10. die Entwässerungseinrichtungen, 
 
5. die Gehwege zusammen oder einzeln, 11. die Beleuchtungseinrichtungen 
 
6. die kombinierten Geh- und Radwege  
    zusammen oder einzeln, 
 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. Mischflächen im Sinne von Nummer 9 sind 
solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien Funktionen der in den Nummern 3 bis 8 
genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der Gliederung der Erschließungsan-
lage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten. 
 
 

§ 11 
Merkmale der endgültigen Herstellung von Erschließungsanlagen 

 
(1) Die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB), 

die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahr-
baren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB), die Sammelstraßen 
innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) und die Parkflächen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 
BauGB) sind endgültig hergestellt, wenn 

 
a) ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen und 

 
b) sie über Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. 
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(2)  Die flächenmäßigen Bestandteile dieser Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn 
 

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit einer 
Decke aus Asphalt, Beton, Platten oder Pflaster aufweisen; die Decke kann auch aus einem 
ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen, 

 
b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit 

einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster oder Rasengittersteinen aufweisen; die De-
cke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 

 
c) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind; 

 
d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt und die unbe-

festigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind; 
 
(3) Endgültig hergestellt sind 
 

a) Entwässerungseinrichtungen, wenn die Straßenrinnen, die Straßenabläufe oder die sonst zur 
Ableitung des Straßenoberflächenwassers erforderlichen Einrichtungen 

 
b) Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Erschließungsanlage und den örtlichen 

Verhältnissen angepasste Anzahl von Beleuchtungskörpern betriebsfertig angelegt sind. 
 
(4) Selbständige Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flä-

chen im Eigentum der Stadt stehen und gärtnerisch gestaltet sind. 
 

§ 12 
Immissionsschutzanlagen 

 
Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (§ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) werden Umfang, Merkmale der endgülti-
gen Herstellung und die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands durch ergänzende 
Satzung im Einzelfall geregelt. 
 

§ 13 
Entstehung der sachlichen Beitragspflichten 

 
(1) Die sachlichen Beitragspflichten entstehen mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsan-

lage, im Falle der Abschnittsbildung mit der endgültigen Herstellung des Abschnitts und im Falle 
der Erschließungseinheit mit der endgültigen Herstellung aller die Einheit bildenden Erschlie-
ßungsanlagen. 

 
(2) In den Fällen der Kostenspaltung entstehen die sachlichen Beitragspflichten mit Abschluss der 

Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag gedeckt werden soll, und der Anordnung der 
Kostenspaltung. 

 
(3) Im Fall des § 128 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB entstehen die sachlichen Beitragspflichten 

mit der Übernahme durch die Stadt. 
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§14 
Vorausleistungen 

 
Für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, 
können Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrags erhoben werden. 
 

§ 15 
Beitragspflichtiger 

 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-

tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erb-
bauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer nur entsprechen ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Fall von Absatz 1 Satz 2 auf dem 

Erbbaurecht, im Fall von Absatz 1 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum. 
 

§ 16 
Beitragsbescheid und Fälligkeit 

 
(1) Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Vorausleistungen werden durch schriftli-

chen Bescheid festgesetzt. 
 
(2) Die festgesetzten Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach Bekanntgabe des 

Beitragsbescheids fällig. 
 

§ 17 
Ablösung des Erschließungsbeitrags 

 
(1) In Fällen, in denen die sachliche Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung des 

Erschließungsbeitrags durch Vertrag vereinbart werden. Der Ablösebetrag bestimmt sich nach 
der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. Dabei ist der entstehende Erschließungs-
aufwand anhand von Kostenvoranschlägen oder, falls noch nicht vorhanden, anhand der Kosten 
vergleichbarer Anlagen zu veranschlagen und nach den Vorschriften dieser Satzung auf die 
durch die Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen. 

 
(2) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch die Zahlung des Ablösebetrags wird die 

Beitragspflicht abgegolten. 
 
(3) Ein Ablösungsvertrag wird unwirksam, wenn sich im Rahmen einer Beitragsabrechnung ergibt, 

dass der auf das betroffene Grundstück entfallende Erschließungsbeitrag das Doppelte oder 
mehr als das Doppelte bzw. die Hälfte oder weniger als die Hälfte des vereinbarten Ablösebe-
trags ausmacht. In einem solchen Fall ist durch schriftlichen Bescheid der Erschließungsbeitrag 
unter Anrechnung des gezahlten Ablösebetrags anzufordern oder die Differenz zwischen gezahl-
tem Ablösebetrag und Erschließungsbeitrag zu erstatten. 
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§ 18 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend am 01. Dezember 2016 in Kraft.  
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 24. Juni 1987 außer Kraft. 
 
Norden, den 06. Dezember 2016 
 
Stadt Norden 
 
Schmelzle 
Bürgermeister 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Amtliche Bekanntmachung der Stadt Norden:  

95. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Norden, 
Gebiet: „Windenergie - Ostermarsch“ 

 
Für die vom Rat der Stadt Norden in seiner Sitzung am 01.11.2016 festgestellte 95. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wurde die Genehmigung bei der höheren Verwaltungsbehörde beantragt. 
Der Landkreis Aurich hat die Änderung mit Verfügung vom 08.12.2016 genehmigt  
[Az: IV/60.1-2016/11 NOR – 95.Änd.-(5/5.3)-ke]. Dies wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Das Plangebiet für die o.a. Bauleitplanung ist aus nachstehendem Übersichtsplan ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt Nr.51 für den Landkreis Aurich und für die Stadt 
Emden vom 16.12.2016 tritt die 95. Flächennutzungsplanänderung in Kraft. 
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Die 95. Flächennutzungsplanänderung und ihre Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung 
über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den  
geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, werden 
im Fachdienst 3.1 – Stadtplanung und Bauaufsicht – der Stadt Norden, Am Markt 43, 26506 Norden, 
während der Öffnungszeiten (Montag – Freitag) von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie Donnerstag von 
14:30 Uhr – 16:00 Uhr zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 
 
Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften und 

2. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bauleitplanes schriftlich gegenüber 
der Stadt Norden unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind 

 
Der Antrag ist nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB / der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB nicht oder später gel-
tend gemacht hat, aber geltend hätte machen können. 
 
Norden, 12.12.2016 
 
Stadt Norden 
 
Schmelzle 
Bürgermeister 
 

 
Amtliche Bekanntmachung der Stadt Norden:  

Innenbereichssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB der Stadt Norden; 
Gebiet: Mahnland/Hollander Weg/ Krokusstraße 

 
Der Rat der Stadt Norden hat am 06.12.2016 die Innenbereichssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
BauGB über das Gebiet Mahnland/Hollander Weg/ Krokusstraße beschlossen. Der Beschluss über die 
Innenbereichssatzung wird hiermit bekannt gemacht. Der Geltungsbereich der o . a. Satzung ist aus 
nachstehendem Übersichtsplan ersichtlich. 
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Mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 51 für den Landkreis Aurich und für die Stadt 
Emden vom 16.12.2016 tritt die o. a. Satzung in Kraft.  
 
Die Satzung und ihre Begründung wird im Gebäude des Fachdienstes 3.1 - Stadtplanung und Bauauf-
sicht - der Stadt Norden, Am Markt 43 während der Öffnungszeiten (Mo bis Fr. von 8.30 Uhr bis 
12.30 Uhr; Do von 14.30 Uhr bis 16.00 Uhr) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des 
Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche von 
durch Festsetzungen des Bebauungsplans oder seine Durchführung eintretenden Vermögensnachtei-
len, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschä-
digungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt. 
 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften,   

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bauleitplanes schriftlich gegenüber der 
Stadt Norden unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.  

 
Der Antrag ist nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stel-
lende Person Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Norden, den 13.12.2016 
 
Stadt Norden 
 
Schmelzle 
Der Bürgermeister 
 

 
Hauptsatzung der Stadt Norderney 

 
Auf Grund der §§ 10, 11 und 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 26.10.2016 (Nds. GVBI. S.  226), hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung 
am 07.12.2016 folgende Hauptsatzung beschlossen:  
 

§ 1 
Bezeichnung, Name 

 
Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Stadt Norderney". 
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§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Stadt zeigt das schwarze Kap (alte Landmarke zur Kennzeichnung der Insel für 

Seefahrer), das über zwei blauen Wellenbalken auf einer silberfarbenen Düne steht.  
 
(2) Die Farben der Stadt sind schwarz/weiß/blau. Die große Stadtflagge zeigt das Stadtwappen auf 

drei blauen und drei weißen Längsstreifen. Die kleine Flagge besteht aus zwei Querstreifen mit je 
drei schwarzen und drei weißen Würfeln und drei blauen und drei weißen Längsstreifen.  

 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Stadt Norderney".  
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn der Gesamtver-

mögenswert 5.000,- Euro übersteigt. 
 
(2) Über Verträge der Stadt nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Ratsmitgliedern, sonstigen Mitglie-

dern von Ausschüssen oder mit der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister beschließt der Rat, es sei 
denn, dass es sich um Verträge aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der 
laufenden Verwaltung handelt, deren Gesamtvermögenswert 5.000,- Euro nicht übersteigt. 

 
§ 4 

Beschließender Ausschuss 
 
Die Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses wird nach § 76 Abs. 3 Satz 1NKomVG für die Entschei-
dungen über das Einvernehmen der Gemeinde nach § 36 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die Geneh-
migung nach § 172 BauGB (Erhaltungssatzungen) zu Bauanträgen und -voranfragen auf den Aus-
schuss für Bauen und Umwelt übertragen. 
 
Die Übertragung der Zuständigkeit ist bis zum Ablauf der Wahlperiode befristet. 
 

§ 5 
Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsausschusses 

 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an Sitzungen des Verwaltungsausschusses als Zuhörerin/Zuhörer 
teilzunehmen. § 41 NKomVG gilt entsprechend.  
 

§ 6 
Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat zwei Vertreterinnen oder Vertreter, die sie oder 

ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und des 
Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der Sitzung 
des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer 
Pflichtenbelehrung vertreten.  

 
(2) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sowie die Reihen-

folge der Vertretung legt der Rat nach den Bestimmungen des § 81 Abs. 2 NKomVG in seiner ers-
ten Sitzung fest. 

 
 



- 662 - 

(3) Für die in Absatz 1 nicht genannten Fälle der Vertretung hat die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister eine allgemeine Vertreterin oder einen allgemeinen Vertreter. Bei deren/dessen Ver-
hinderung ist die Leitung des Fachbereiches Organisation Vertreterin oder Vertreter. 

 
§ 7 

Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Werden Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei 

der Stadt gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen die sie gegenüber 
der Stadt vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden. Die Beratung kann zurückgestellt werden, solan-
ge die vorgenannten Anforderungen nicht erfüllt sind.  

 
(2) Die Verwaltung ist ggf. der Antragstellerin/dem Antragsteller bei der Vervielfältigung des Antrages 

behilflich. 
 
(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt Norderney zum Gegenstand 

haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragstellern zurückzugeben. 
Dies gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fra-
gen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten 

verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzu-
weisen. 

 
(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand 

eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufen-
den Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen 
oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

 
(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss übertragen, 

sofern für die Angelegenheit nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig 
ist. Der Rat und der Verwaltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitbera-
tung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 

 
§ 8 

Bekanntmachungen, Einwohnerversammlungen 
 
(1) Satzungen, Verordnungen und Genehmigungen des Flächennutzungsplanes sind im Amtsblatt für 

den Landkreis Aurich bekanntzumachen. Auf diese Bekanntmachungen ist in der Norderneyer Ba-
dezeitung sowie durch entsprechenden Aushang im Aushangkasten im Rathaus hinzuweisen. Die 
Dauer des Aushangs beträgt 10 Tage, soweit nicht andere Fristen vorgeschrieben sind. 

 
(2) Sind Pläne, Karten, Zeichnungen oder andere Anlagen selbst eine bekannt zu machende Angele-

genheit, so kann diese durch Auslegung im Rathaus der Stadt Norderney ersetzt werden. Auf die 
Auslegung wird unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung in der Norderneyer Bade-
zeitung hingewiesen. Die Dauer der Auslegung beträgt eine Woche, soweit nicht anderes vorge-
schrieben ist.   

 
(3) Alle übrigen Bekanntmachungen erfolgen in der Norderneyer Badezeitung. 
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(4) Zeit, Ort und Tagesordnung von öffentlichen Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse sind im 
Aushangkasten im Rathaus für die durch das NKomVG bzw. durch die Geschäftsordnung vorge-
schriebene Ladungsfrist bekanntzumachen. Zusätzlich sind in der Norderneyer Badezeitung Zeit, 
Ort und die inhaltlichen Beratungsgegenstände der öffentlichen Sitzungen des Rates und seiner 
Ausschüsse bekanntzumachen. In dieser Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass die Tages-
ordnung dem Aushangkasten im Rathaus zu entnehmen ist. 

 
(5) Alle Bekanntmachungen der Stadt Norderney entsprechend der Absätze 1 bis 4 werden zusätzlich 

auf deren Website veröffentlicht. 
 
(6) Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang im Rathaus veröffentlicht. 
 
(7) Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwoh-

ner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Stadt oder für Teile des Stadtgebietes. Zeit, Ort 
und Gegenstand der Einwohnerversammlungen sind in der Norderneyer Badezeitung mindestens 
fünf Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekanntzumachen. 

 
§ 9 

Einwohnerversammlungen 
 
Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner 
durch Einwohnerversammlungen für die ganze Stadt oder für Teile des Stadtgebietes. Zeit, Ort und 
Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 8 mindestens 10 Tage vor der Veranstal-
tung öffentlich bekannt zu machen. 
 

§ 10 
Film- und Tonaufnahmen in öffentlichen Sitzungen des Rates 

 
(1) In öffentlichen Sitzungen des Rates dürfen Vertreterinnen und Vertreter der Medien sowie die 

Verwaltung Film- und Tonaufnahmen von den Mitgliedern der Vertretung mit dem Ziel der Veröf-
fentlichung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist der Vorsitzenden oder dem Vorsitzen-
den vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die Mitglieder des Rates zu Beginn der 
Sitzung darüber zu informieren. 

 
(2) Ratsfrauen und Ratsherren können verlangen, dass die Aufnahme ihres Redebeitrages oder die 

Veröffentlichung der Aufnahme unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafür Sorge zur tragen, 
dass die Aufnahmen unterbleiben. 

 
(3) Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates, insbesondere von 

Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten der Stadt, sind nur zulässig, wenn diese 
Personen eingewilligt haben. 

 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls sowie die Regelun-

gen der Geschäftsordnung bleiben davon unberührt. 
 

§ 11 
Rechts- und Verwaltungsgeschäfte 

 
(1) Nach außen vertritt die Bürgermeisterin/der Bürgermeister die Stadt Norderney in gerichtlichen 

Verfahren, sowohl im öffentlich-rechtlichen als auch im privatrechtlichen Bereich. 
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(2) Von der Eröffnung eines gerichtlichen Verfahrens durch die Bürgermeisterin/den Bürgermeister 
im Rahmen ihrer/seiner Zuständigkeit nach § 85 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 NKomVG ist der Verwaltungsaus-
schuss zu unterrichten. 

 
(3) Im Übrigen entscheidet der Verwaltungsausschuss über die Einleitung von gerichtlichen Verfah-

ren. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsat-
zung der Stadt Norderney vom 23.07.2012 außer Kraft.  
 
Norderney, den 08.12.2016 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
9. Satzung zur Änderung der 

Gebührensatzung für die Straßenreinigung der Stadt Norderney 
(Straßenreinigungsgebührensatzung) vom 20.12.2006 

 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. 
GVBl. S. 311), des § 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung vom 
24.09.1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.10.2014 (Nds. 
GVBl. S. 291), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 
23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41),zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.09.2015 
(Nds. GVBl. S. 186), hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung am 07.12.2016 die 9. Satzung 
zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung (Straßenreinigungsgebührensatzung) 
vom 20.12.2006 beschlossen: 
 

Art. 1 
 
§ 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Für die in § 3 Absatz 2 der Satzung über die Straßenreinigung im Gebiet der Stadt Norderney vom 

20.12.2006 aufgeführten Straßen beträgt die jährliche Reinigungsgebühr je Meter Straßenfront in
  
 
Reinigungsklasse 1      2,77 € 
Reinigungsklasse 2      4,37 € 
Reinigungsklasse 3      7,14 € 
Reinigungsklasse 4    11,54 € 
Reinigungsklasse 5   13,62 € 
Reinigungsklasse 6   17,08 €. 
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Art. 2 
 
Die 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung (Straßenreinigungsge-
bührensatzung) vom 20.12.2006 tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
Norderney, den 09.12.2016 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 
 

14. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Stadt Norderney 

(Gebührensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 12.12.2000 
 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. GVBl. 
S. 311), und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 
23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.09.2015 (Nds. 
GVBl. S. 186), hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung am 07.12.2016 folgende 14. Ände-
rung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung (Gebührensatzung 
für die Abwasserbeseitigung) vom 12.12.2000 beschlossen: 
 

Art. 1 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 3 
(Gebührensatz) 

 
(1) Die Abwassergebühr beträgt je cbm Schmutzwasser 1,89 Euro. 
 
(2) Die Abwassergebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je qm bebaute und  
       befestigte Fläche jährlich 0,64 Euro.“ 
 

Art. 2 
 
In § 7 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 

a) in Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Wirtschaftbetriebe Norderney GmbH (WBN)“ durch die 
Worte „Stadtwerke Norderney GmbH (SWN) ersetzt; 

b) in den Absätzen 2 und 5 wird jeweils das Wort „WBN“ durch das Wort „SWN“ ersetzt. 
 

Art. 3 
 
Diese 14. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung (Ge-
bührensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 11.12.2015 tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
Norderney, den 09.12.2016 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
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5. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines Kurbeitrages  
für die Stadt Norderney (Kurbeitragssatzung) vom 17.12.2007 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58, 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Art. 1 des Gesetzes vom 17.12.2010, Nds. GVBl. S 576), zuletzt geändert durch § 4 
des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. GVBl. S. 311), sowie der §§ 2 und 10 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. September 2015 (Nds. GVBl. S. 186), hat der Rat der Stadt 
Norderney in seiner Sitzung am 07.12.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

Art. 1 
 
Die Kurbeitragssatzung der Stadt Norderney vom 17.12.2007 wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 

„Auf die Deckung durch den Kurbeitrag entfällt ein Anteil (Deckungsgrad) von 66,03 % des 
Aufwandes für die Fremdenverkehrseinrichtungen und den zu Zwecken des Fremdenver-
kehrs durchgeführten Veranstaltungen. Daneben entfallen auf die Deckung durch 
Benutzungsgebühren und -entgelte: 25,93 % 
Fremdenverkehrsbeitrag: 0%.“ 

 
Art. 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. Die übrigen Bestimmungen der Satzung bleiben unver-
ändert. 
 
Norderney, den 09.12.2016 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
Bekanntmachung 

Bebauungsplan Nr. 0403, Änderung Nr. 1 
der Gemeinde Ihlow, OT Ihlowerhörn 

 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ihlow hat am 06.10.2016 in öffentlicher Sitzung den Bebau-
ungsplan Nr. 0403, Änderung Nr. 1 nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
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Die Bebauungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10, Abs. 3 BauGB). 
 
Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung mit den enthaltenen örtlichen 
Bauvorschriften, DIN 105 sowie den RAL-Farben nach § 10 Abs. 3 BauGB bei der Gemeinde Ihlow, 
Alte Wieke 6, 26632 Ihlow während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann 
kann den Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen.  
 
Auf die Vorschriften der in des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädi-
gungsansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214, Abs. 1, Satz 1, Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214, Abs. 3, Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215, Abs. 1, Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Ihlow unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Ihlow, den 16.12.2016 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Der Bürgermeister 
Börgmann 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-
weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


